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Ein Jahr neues Prostitutionsrecht in Belgien: 

 

Entkriminalisierung statt Legalisierung? 
 

Vor anderthalb Jahren, am 18. März 2022, begann die belgische Regierung unter dem Schlagwort 

„Entkriminalisierung“ mit einer Modernisierung der dortigen, längst in die Jahre gekommenen 

Prostitutionsgesetzgebung. Der belgische Justizminister Van Quickenborne sprach umgehend 

von einer „historischen Reform“: Schließlich sei Belgien damit das erste europäische und (nach 

Neuseeland) das zweite Land weltweit, das Sexarbeit entkriminalisiert habe. Stimmt das? Der 

Reformprozess ist noch nicht abgeschlossen. Wie ist der gegenwärtige Stand der Dinge? 

 

Die von ständiger Angst vor einer Freier-Kriminalisierung („Nordisches Modell“) geplagte 

Prostitutions-Community hierzulande war von der belgischen Entwicklung überrascht und vom 

Polit-Marketing der dortigen Akteure („Entkriminalisierung“) sichtlich angetan. Doch eine 

unkritische Sicht auf die prostitutionspolitischen Entwicklungen in unserem Nachbarland 

könnte sich als problematisch erweisen. Denn die belgische „Entkriminalisierung“ präsentiert 

sich gar nicht mal so sehr als Alternative zu einer Kriminalisierung nach dem ‚Nordischen 

Modell‘, sondern vielmehr als Gegenmodell zur Legalisierung von Prostitution. Das sollte zu 

denken geben. Der Blick auf Belgien ist daher nicht unwichtig für die Frage, wie die 

Prostitutionsgesetzgebung in Deutschland zukünftig gestaltet werden sollte.  
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Zur Entwicklung der belgischen Prostitutionsgesetzgebung 

 

(1) Die Situation vor 2022 

 

Um die gegenwärtige Reform der Prostitutionsgesetzgebung möglichst sachgerecht 

beurteilen zu können, ist es hilfreich, die zuvor bestehenden rechtlichen Vorgaben zu 

kennen. 

 

Prostitution wurde in Belgien seit 1836 weitgehend auf lokaler Ebene durch die Gemeinden 

reguliert. Bordelle waren erlaubt und wurden überwacht. Sexarbeiter*innen mussten sich in 

ein polizeiliches Register eintragen und bei ihrer Arbeit ein amtliches Heft samt Name und 

Anschrift mit sich führen. Die Betreiber der zur Prostitution genutzten Häuser mussten den 

zuständigen Behörden die Identität, die Anwesenheit und den Wechsel der bei ihnen tätigen 

Prostituierten angeben. Ihre Häuser selbst konnten jederzeit durch die Polizei kontrolliert 

werden.  

 

Wem das möglicherweise bekannt vorkommt, liegt nicht falsch: Denn die heutigen 

Verhältnisse im Prostitutionsgewerbe Deutschlands ähneln durchaus den belgischen 

Verhältnissen vor rund 150 Jahren! 

 

Die Anwesenheit ausländischer Prostituierter in den Etablissements größerer belgischer 

Städte rief im späten 19. Jahrhundert die Abolitionisten auf den Plan, die die Prostitution 

kriminalisieren wollten. Das pries man als „Entkriminalisierung“ der betroffenen Frauen an, 

als deren Befreiung aus der seinerzeit strikten Überregulierung.  

 

Auf Initiative der Abolitionisten wurde schließlich mit der am 21.8.1948 in Kraft getretenen 

Reform der Prostitutionsgesetzgebung die Kontrolle der Prostitution von der Gemeinde- auf 

die nationale Ebene des föderalen Staates übertragen. Lokale Behörden auf 

Gemeindeebene waren damit fürs Erste nicht länger die maßgebliche Instanz für die 

Regulierung der Prostitution. 

 

Die „Entkriminalisierung“ des Jahres 1948 bedeutete zwar, dass der Kauf und Verkauf 

sexueller Dienstleistungen, d. h. die Prostitutionstätigkeit als solche also weiterhin legal war, 

sämtliche Aktivitäten und Dienstleistungen im Zusammenhang mit Prostitution jedoch fortan 

strafrechtlich verboten waren. Das seit 1948 geltende Verbot der „Ausbeutung von 

Prostitution“ bedeutete im Klartext ein Verbot von Bordellen. Außer den strafrechtlichen 

Bestimmungen gegen Kuppelei, Zuhälterei und Werbung für Prostitution gab es ansonsten 

keine Regulierung von Prostitution auf nationaler Ebene.  

 

Gemeinden konnten in ihrem Zuständigkeitsbereich Prostitution in begrenztem Maße 

regulieren, z. B. durch Ausweisung von Prostitutions-Verbotszonen. Doch lokale 

Regulierungen zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Moral gingen mit der 

Zeit immer mehr dazu über, Prostitutions-Einrichtungen zu tolerieren, sofern sie die 

öffentliche Ordnung nicht beeinträchtigten. Fensterprostitution und sonstige Etablissements 

wurden vielfach als Bar geduldet und durch örtliche Behörden größerer Gemeinden über den 

Alkoholausschank kontrolliert und lizensiert. 

 

Eine 1995 erfolgte Strafrechtsreform nahm schließlich eine teilweise Änderung der 

Bestimmungen zu Kuppelei vor, indem so genannten „dritten Parteien“ (Vermietern, 

Betreibern etc.) fortan zugestanden wurde, Orte zum Zwecke der Prostitutionsausübung zur 

Verfügung zu stellen und Gewinne aus der Prostitutionstätigkeit anderer zu erzielen.  
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Allerdings durfte es sich dabei nicht um so genannte „abnormale“ Gewinne handeln, die als 

Indiz für eine weiterhin strafrechtlich verfolgte „Ausbeutung von Prostitution“ galten. Auch 

das Zusammenleben mit Prostituierten war seit 1995 nicht länger eine Straftat im Sinne der 

Kuppelei. Bis 2022 galt daher im belgischen Strafrecht  
 

● das Verbot der Kuppelei durch Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten zum Zwecke  

   der Erzielung „ungerechtfertigt“ hoher Gewinne (Art. 380 § 1.1 u. 3); 
 

● das Verbot einer auf Täuschung, Gewalt, Drohung oder Ausnutzung einer vulnerablen  

   Situation beruhenden Zuhälterei (Art. 380 § 3); 
 

● ein Verbot, Kunden in der Öffentlichkeit anzusprechen (Art. 380 b) sowie  
 

● ein Verbot aller Formen der Werbung zum Zwecke der Prostitution (Art. 380 t). 

 

Auf lokaler Ebene entstanden nun Rotlichtbezirke (Brüssel, Antwerpen), die von der Polizei 

überwacht und kontrolliert werden. Antwerpen ging sogar dazu über, Standards für die als 

Prostitutionsstätten genutzten Gebäude festzulegen und diese Einrichtungen zu lizensieren.  

Während die nationale Gesetzgebung nach wie vor abolitionistisch motiviert war, hatte man 

es in der kommunalen Praxis längst mit einer regulierten Prostitution auf Grundlage legaler 

Prostitutionstätigkeit zu tun.1  

 

Diese Legalität auf kommunaler Ebene hinderte nicht daran, Prostitution im belgischen 

Zivilrecht weiterhin als „unmoralisch“2 zu klassifizieren mit der Folge, dass Verträge mit 

Prostituierten als rechtlich nichtig eingestuft wurden. Die Scheinheiligkeit bestand darin, dass 

Sexarbeiter*innen gleichwohl als selbständig tätige Personen galten, die der 

Einkommenssteuerpflicht unterlagen.  

 

Diese bis 2022 bestehende Situation weist viele Parallelen auf zur rechtlichen Situation von 

Prostitution in Deutschland vor der Einführung des Prostitutionsgesetzes von 2002. 

 

Die Praxis der Prostitutionsausübung in Belgien wurde vor diesem Hintergrund mal als Mix 

von Abolitionismus und Regulation3 beschrieben, mal als „informelle Toleranz“4, als 

„de-facto-Legalisierung“5 bei gleichzeitig bestehender „partieller Kriminalisierung“6 oder 

als „legale informelle Ökonomie“.7 Diese „paradoxical nature of Belgian abolitionism-

cum-regulation“8 war der Ausgangspunkt für die Reform der belgischen 

Prostitutionsgesetzgebung im Jahr 2022. Wieder einmal wird sie präsentiert als eine 

„Entkriminalisierung“ der in der Prostitution tätigen Sexarbeiter*innen.  

                                                           
1 Di Ronco spricht von einem „mismatch between what the formal national law on prostitution states and what 
is actually implemented at the local level”. Vgl. Anna Di Ronco, Law in action: Local-level prostitution policies 
and practices and their effects on sex workers, in: European Journal of Criminology, Volume 19, Issue 5, 
September 2022, S. 1079; siehe: https://journals.sagepub.com/doi/epub/10.1177/1477370820941406 
2 Lena Reinschmidt, Prostitution in Belgium: federal legislation and regulation at the local level, 2016, S. 2; 
siehe: https://www.beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/18c81917c6.pdf 
3 Reinschmidt, S. 1 
4 Marion David, The Moral and Political Stakes of Health Issues in the Regulation of Prostitution (the Cases of 
Belgium and France), in: Sexuality Research and Social Policy, 2019, S. 203; siehe: 
https://doi.org/10.1007/s13178-018-0333-1 
5 Ronald Weitzer, Legalizing Prostitution, New York 2012, S. 108 
6 Di Ronco, S. 2 
7 Vgl. Dominic Boels, The challenges of Belgian prostitution markets as legal informal economies: an empirical 
look behind the scenes at the oldest profession in the world, 2014, in: European Journal on Criminal Policy and 
Research 21 (4), siehe: https://biblio.ugent.be/publication/5719060 
8 David, S. 12 

https://journals.sagepub.com/doi/epub/10.1177/1477370820941406
https://www.beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/18c81917c6.pdf
https://doi.org/10.1007/s13178-018-0333-1
https://biblio.ugent.be/publication/5719060
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(2) Die Reform der belgischen Prostitutionsgesetzgebung 2022 

 

In wohltuendem Unterschied zu Deutschland, wo sich wegen der angeblich mit Prostitution 

einhergehenden „Gewalt gegen Frauen“ seit Jahrzehnten das Bundesfamilienministerium für 

zuständig hält, sind in Belgien insgesamt vier sachlich legitimierte Fachministerien bei der 

Reform federführend.9    

 

Wenn man sich die bislang erfolgten politischen Aktivitäten im Zusammenhang der 2022 

betriebenen „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit vergegenwärtigt, so sind nachfolgend 

aufgelistete Stationen wichtig:  

 
Tabelle 01: Stationen der belgischen Prostitutionsreform (Stand August 2023): 

 
 
 
01 

 
 
17. Februar 2022  

 

Das belgische Föderale Parlament bestätigt die zivilrechtliche Legalität von 
Verträgen mit Sexarbeiter*innen. (Nach belgischem Zivilrecht galt 

Prostitution bislang als unmoralisch, was zur Folge hatte, dass Verträge mit 
Sexarbeiter*innen null und nichtig waren.)  
 

 
 
02 

 
 
22. Februar 2022 
 

 

Der Justizausschuss des belgischen Föderalen Parlaments billigt den 
Gesetzentwurf der Föderalen Regierung zur Reform des belgischen 
Sexualstrafrechts, in dessen Rahmen Prostitution strafrechtlich reglementiert 

wird. Die „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit soll Teil einer umfassenderen 
Reform des belgischen Sexualstrafrechts sein.) 
 

 

 
03 

 

 
18. März 2022 
 

 

Das belgische Föderale Parlament beschließt mit 70 Ja-Stimmen, 41 
Enthaltungen und 4 Gegenstimmen mehrheitlich für die Reform des Sexual- 
und Prostitutionsstrafrechts. („Entkriminalisierung von Sexarbeit“) 
 

 

04 
 

1. Juni 2022 
 

 

Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Sexualstrafrechts. 
 

 
 
05 

 
 
2. Halbjahr 2022 
 

 

Einrichtung eines Komitees zur Anpassung des Arbeitsrechts:  

Vier Minister der belgischen Föderalen Regierung erarbeiten im Dialog mit der 
Sexarbeiter*innen-Organisation Utsopi und Vertreter*innen von zwei 
Organisationen für Opfer von Menschenhandel Empfehlungen für ein 
Sozialstatut für Sexarbeiter*innen. („labour code“) 
 

 
 
06 

 
 
13. Oktober 2022 
 

 

Justizminister Vincent Van Quickenborne fordert auf einer Konferenz von 
Eswa (European Sex Workers‘ Rights Alliance) in den Räumlichkeiten des 

Europäischen Parlaments in Brüssel: „Jedes Land in Europa sollte Sexarbeit 
entkriminalisieren.“ 
 

 
 
07 

 
 
5. Juni 2023 
 

 

Der belgische Wirtschafts- und Arbeitsminister Pierre-Yves Dermagne 
präsentiert einen Gesetzentwurf der belgischen Föderalen Regierung für ein 
Sozialstatut für Sexarbeiter*innen, das konkrete inhaltliche Kernpunkte 

eines Arbeitsvertrags enthält. 
 

 
08 

 
23. Juni 2023 
 

 

Billigung des von Wirtschaftsminister Dermagne präsentierten 
Gesetzentwurfs im Ministerrat der belgischen Föderalen Regierung. 
 

 

 

 

 

 

                                                           
9 Maßgebliche Akteure der gegenwärtigen Reform sind Justizminister Vincent Van Quickenborne (flämische 

Liberaldemokraten), Wirtschafts- und Arbeitsminister Pierre-Yves Dermagne (Sozialisten), Gesundheits- und 

Sozialminister Frank Vandenbroucke (Sozialdemokratische Partei in Flandern) sowie David Clarinval, Minister 

für Mittelstand und Selbständige (frankophone liberale Partei). Alle vier sind Mitglieder einer erst nach 500 

Tagen zustande gekommenen Koalitionsregierung aus sieben Parteien, die seit 2020 im Amt ist. 
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Was hat sich 2022 im rechtlichen Umgang mit Prostitution geändert? 

 

Zunächst sollte man sich vor Augen führen, dass die als „Entkriminalisierung“ angepriesenen 

Änderungen im rechtlichen Umgang mit Prostitution, die am 1. Juni 2022 in Kraft traten, Teil 

einer umfassenderen Reform des aus dem 19. Jahrhundert stammenden Sexualstrafrechts 

waren. 

 

(1) Die zeitgleiche Änderung des belgischen Sexualstrafrechts  

 

Das neue belgische Sexualstrafrecht basiert maßgeblich auf einer veränderten Definition 

von Vergewaltigung. Im Zentrum steht nun der Konsens zwischen den bei einem sexuellen 

Kontakt beteiligten Personen. Eine einmal gegebene Zustimmung zum sexuellen Kontakt 

kann nun jederzeit wieder zurückgezogen werden und besteht dann nicht mehr.  

 

Es bedarf fortan nicht mehr der Anwendung von Zwang und Gewalt, um von Vergewaltigung 

zu sprechen. Diese kann auch unterhalb der Schwelle der Nötigung vorliegen, wenn z. B. 

eine zuvor signalisierte Zustimmung aufgekündigt und dann das Nichtbestehen des 

Konsenses von einer Seite missachtet wird. Auch das Ausnutzen einer vulnerablen Situation 

kann nunmehr als Verletzung der „sexuellen Integrität“ einer der beteiligten Personen 

strafrechtlich verfolgt werden. 

 

Personen unter 16 Jahren gelten grundsätzlich als nicht konsensfähig, es sei denn, bei 14- 

bis 16-Jährigen besteht ein Altersunterschied, der drei Jahre nicht überschreitet. Der 

Strafrahmen für Vergewaltigung ist von 5 auf 10 Jahre Gefängnis erhöht worden, in 

schweren Einzelfällen sogar auf maximal 15 Jahre Gefängnis. 

 

Hintergrund dieser Verschärfungen des belgischen Sexualstrafrechts ist u.a. die Tatsache, 

dass von den jährlich angezeigten 3.000 bis 4.000 Vergewaltigungen gerade einmal 10 % 

mit einer Verurteilung abgeschlossen werden. Mit dem neuen Sexualstrafrecht erhofft man 

sich eine Erhöhung der Verurteilungsquote. 

 

Warum sind diese Zusammenhänge wichtig für die Frage des Umgangs mit Prostitution? 

Die Antwort lautet: Offenkundige Verschärfungen des Sexualstrafrecht mit Bezug auf 

Vergewaltigung auf der einen Seite stehen in einem merkwürdig seltsamen Kontrast zur 

gleichzeitig erfolgten „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit auf der anderen Seite.  

Passt das zusammen? Schauen wir also genauer hin, was es mit der „Entkriminalisierung“ 

von Prostitution tatsächlich auf sich hat. 

 

(2) Die Charakteristika der neuen belgischen Prostitutionsgesetzgebung  

 

Ausweislich der Äußerungen der belgischen Organisation Utsopi (Vereinigung der 

Sexarbeiter*innen in Belgien) sowie anderer Sexworker-Right-Organisationen, des 

belgischen Justizministers sowie der einschlägigen Medien-Berichterstattung wurden im 

Hinblick auf den zukünftigen rechtlichen Umgang mit Sexarbeit folgende Festlegungen 

getroffen: 

 

● Vertragsfähigkeit: Verträge mit Sexarbeiter*innen sind fortan rechtlich bindend und darin  

   getroffene Vereinbarungen können gerichtlich geltend gemacht werden. 
 

● Entkriminalisierung: Personen im Umfeld der Sexarbeit (z.B. Fahrer, Vermieter,  

   Steuerberater, Bankmitarbeiter etc.) machen sich im Falle von Dienstleistungen für  

   Sexarbeiter*innen nicht mehr strafbar. 
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● Abhängige Beschäftigung: Neben selbständiger Tätigkeit soll fortan auch eine  

   abhängige Beschäftigung mit entsprechenden sozialen Rechten für Sexarbeiter*innen  

   grundsätzlich möglich sein. 
 

● Sozialstatut für Arbeitsverträge („labour code“): Abhängige Beschäftigung in der  

   Prostitution soll nur unter Einhaltung einer Reihe von Minimal-Bedingungen möglich sein,  

   die in einem gesonderten Sozialstatut festgelegt werden.   
 

● Selbstbestimmung: Sexarbeiter*innen haben grundsätzlich das Recht, ihre Klienten  

   auszuwählen, als auch über die angebotenen sexuellen Praktiken frei zu bestimmen.  

   Vorschriften zur Zahl der täglich zu bedienenden Klienten sind somit rechtlich unzulässig. 
   

● Im Strafrecht weiterhin beibehaltene Straftatbestände zu Prostitution sind: 
 

   ► Strafbarkeit von „Zuhälterei“: Als „Zuhälterei“ gilt nicht die ökonomische  

        Unterstützung von Sexarbeiter*innen durch Dienstleistungen, wohl aber die Ausbeutung  

        der Sexarbeit eines anderen durch die Organisation hierarchischer Kontrollen über  

        Sexarbeiter*innen oder durch die Koordination der Aktivitäten verschiedener  

        Sexarbeiter*innen (bis hin zur Vorgabe detaillierter Arbeitspläne oder die Vorgabe der  

        Arbeitsdauer). Die Bedingungen, unter denen Sexarbeit erlaubt ist, werden darüber  

        hinaus in einem speziellen Sozialstatut festgelegt. 
 

        Als „Zuhälterei“ gilt die Förderung und Schaffung von Gelegenheiten zur  

        Prostitution in der Absicht, dadurch einen „abnormalen Profit“ oder sonstige  

        „abnormale Vorteile“ zu erzielen (z.B. weit überhöhte Mietzahlungen an Vermieter).  

        Dies gilt als Missbrauch sexueller Dienstleistungen und wird ebenso strafrechtlich  

        verfolgt, wie das Erschweren eines Ausstiegs aus der Prostitution. 
 

    ► Strafbarkeit von Menschenhandel in die Prostitution bleibt bestehen. 
 

    ► Werbung für Prostitution bleibt weiterhin grundsätzlich strafbar mit folgenden  

         Ausnahmen: Man bewirbt selbst seine eigenen Dienstleistungen. Werbung auf Internet- 

         Plattformen ist nur dann erlaubt, wenn diese Plattformen Fortschritte hinsichtlich der  

         Bekämpfung des Missbrauchs in der Prostitution bzw. des Menschenhandels  

         vorzuweisen haben. Werbung für sexuelle Dienstleistungen auf öffentlichen Plätzen  

         oder auf Straßen durch Plakate etc. bleibt nach wie vor strafbar. 
 

    ► Das öffentliches Anbieten sexueller Dienstleistungen – ganz gleich mit welchen    

         Mitteln – bleibt strafbar. 

 

(3) Zur Bewertung der Reform der belgischen Prostitutionsgesetzgebung 

 

Die bislang getroffenen Festlegungen bezüglich des neuen rechtlichen Umgangs mit 

Prostitution in Belgien werden gerne als „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit, als 

„Anerkennung und Schutz“10 von Sexarbeit, als besserer Schutz vor „Missbrauch“ in der 

Prostitution sowie als Zugewinn rechtlicher Klarheit durch als Beseitigung bislang 

bestehender Grauzonen gefeiert. 

 

                                                           
10 “According to Minister of Justice Vincent Van Quickenborne (Open VLD), this proposal is therefore an 
important step forward. "We are finally giving sex workers what they are entitled to: recognition and 
protection. If this is now approved in plenary, they will be able to do their job with equal rights. Until now, they 
fell between the cracks, and especially with corona, we have seen that there was insufficient protection for our 
sex workers." Zit. nach 
https://www.reddit.com/r/belgium/comments/szfrw9/sex_work_to_be_removed_from_criminal_law_i_will/?
rdt=53694 

https://www.reddit.com/r/belgium/comments/szfrw9/sex_work_to_be_removed_from_criminal_law_i_will/?rdt=53694
https://www.reddit.com/r/belgium/comments/szfrw9/sex_work_to_be_removed_from_criminal_law_i_will/?rdt=53694
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Doch mit solchen plakativen Würdigungen sollte man vorsichtig sein. Vor dem Hintergrund 

offenkundig eklatanter Differenzen zwischen der Realität der Prostitutionsausübung auf 

lokaler Ebene und den bestehenden rechtlichen Vorgaben auf nationaler Ebene bietet sich 

an zu unterscheiden zwischen dem, was wirklich substanzielle Neuerungen sind, und dem, 

was bereits seit Jahrzehnten reale Praxis ist, dem die jetzige Gesetzeslage nur nachträglich 

Rechnung trägt. 

 

Als positive Neuerungen dürften zunächst die Anerkennung der Vertragsfähigkeit von 

Sexarbeit und die ihnen nunmehr eröffnete Möglichkeit einer abhängigen Beschäftigung 

in der Prostitution mit allen dazu gehörigen sozialen Rechten gelten.  

 

Doch die Möglichkeit abhängiger Beschäftigungsverhältnisse für Sexarbeiter*innen und mit 

ihr die entsprechen sozialen Schutzrechte stehen bislang nur auf dem Papier! Ein spezieller 

Gesetzentwurf zu Arbeitsverträgen für Sexarbeiter*innen auf der Grundlage eines 

Sozial-Statuts wurde zwar im Juni 2023 der Öffentlichkeit präsentiert, bislang aber nicht ins 

Parlament eingebracht. Er konnte mithin auch noch nicht verabschiedet werden.11 

 

Die den Sexarbeiter*innen bereits jetzt eingeräumte weitgehende Selbstbestimmung im 

Hinblick auf die Auswahl ihrer Kunden, im Hinblick auf angebotene sexuelle Dienstleistungen 

und Vorgaben in Bezug auf Arbeitsbedingungen bis hin zur jederzeitigen Aufkündigung des 

sexuellen Konsens dürfte allerdings das Eingehen solcher Beschäftigungsverträge – 

sofern sie vom Parlament gebilligt werden – mehr als fraglich erscheinen lassen. Das zeigen 

auch die deutschen Erfahrungen mit dem Prostitutionsgesetz.  

 

Die Entkriminalisierung unterstützender Dienstleistungen für Sexarbeiter*innen erweist 

sich demgegenüber bei näherem Hinsehen als bloßer Nachvollzug einer auf lokaler Ebene 

bereits seit Längerem geübten Praxis. Der Vorteil ist die vermehrte Rechtssicherheit, die sie 

mit sich bringt. Sowohl diese partielle Entkriminalisierung als auch die grundsätzlich ins Auge 

gefasste Möglichkeit abhängiger Beschäftigungsverhältnisse werden jedoch konterkariert 

durch die umfängliche Beibehaltung der auf Prostitutionsausübung bezogenen 

Strafrechtsparagrafen. 

  

Man mag es zwar so deuten, als ob damit die freiwillige Sexarbeit im Strafrecht kein Thema 

mehr sei, da es sich bei ‚Zuhälterei‘ und ‚Menschenhandel‘ lediglich um (unfreiwilligen) 

„Missbrauch“ („abuse“) von Sexarbeit handelt. Doch die Definitionen von „Zuhälterei“, 

„Menschenhandel“ oder sonstigem „missbräuchlichen“ Umgang mit Sexarbeit dürften 

keinesfalls so eindeutig und trennscharf sein, dass sie die Annahme einer vollends 

vollzogenen Entkriminalisierung von Sexarbeit nahelegen würden.  

 

Die Beibehaltung eines weit gefassten Verständnisses von „Zuhälterei“ relativiert die 

reklamierten Verbesserungen, sofern sie die Förderung und Schaffung von Gelegenheiten 

zur Prostitutionsausübung weiterhin strafbar belassen, wenn sie mit der „Absicht“ auf 

Erzielung überdurchschnittlicher Gewinne einhergehen. Vergleichbare Einschränkungen 

dürften für andere berufliche Betätigungen in Belgien schwerlich zu finden sein.  

 

                                                           
11 Vgl. dazu: Belgian Government to grant employment contracts for sex workers, 6.6.2023, 
https://www.brusselstimes.com/539626/belgian-government-to-allow-employment-contracts-for-sex-
workers; 'Same rights as other jobs': Belgium introduces employment contracts for sex workers, 
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-
contracts-for-sex-workers 

https://www.brusselstimes.com/539626/belgian-government-to-allow-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/539626/belgian-government-to-allow-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
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Zwar wird Sexarbeiter*innen nunmehr attestiert, dass sie fortan eine „normale 

ökonomische Aktivität“ ausüben. Doch dürfte die umfängliche Beibehaltung 

strafrechtlicher Reglementierungen von Prostitution kaum zur Folge haben, dass Prostitution 

nun als Beruf anerkannt und mit anderen beruflichen Betätigungen gleichgestellt wird. 

Entsprechend ist von einer ‚Anerkennung der Prostitution als Beruf‘ in öffentlichen 

Verlautbarungen zur neuen belgischen Prostitutionsgesetzgebung bezeichnenderweise 

kaum die Rede. 

 

Die nach wie vor beibehaltene strafrechtliche Reglementierung der Werbung für Prostitution 

sowie des Auftretens von Sexarbeiter*innen im öffentlichen Raum sprechen zudem eine 

deutliche Sprache und verweisen die Rede von der „Entkriminalisierung der Sexarbeit“, 

die in Belgien erfolgt sei, ins Reich der Legenden.12 

 

(4) Noch in der Pipeline: Abhängige Beschäftigungsverhältnisse auf Grundlage eines 

     prostitutionsspezifischen „labour codes“  

 

Zu erwarten ist eher, dass die 2022 neu präzisierten Strafrechts-Bestimmungen eine 

Ausweitung der Kriminalisierung von Prostitution zur Folge haben. Ähnliches dürfte von den 

rechtlichen Vorgaben des vom Parlament noch zu verabschiedenden Sozial-Statuts für 

Sexarbeiter*innen („labour code“) zu erwarten sein. Als „Minimal-Bedingungen“, die von 

den zukünftigen Arbeitgebern abhängig beschäftigter Sexarbeiter*innen einzuhalten sind, 

wurden bislang folgende Punkte genannt: 

 

● das Unternehmen eines Arbeitgebers, der Sexarbeiter*innen beschäftigt, muss in Belgien  

   registriert sein und dort auch seinen Sitz haben; 
 

● ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis darf nur mit „geprüften Arbeitgebern“ und einem  

   einwandfreien Führungszeugnis eingegangen werden; 
 

● klare Regelungen zu Arbeitszeit und zur Bezahlung müssen im Arbeitsvertrag enthalten  

   sein;  
 

● eine „Referenzperson“ muss während der gesamten Arbeitszeit anwesend sein;  
 

● ein Notfallknopf muss in jedem Arbeitsraum installiert sein; 
 

● Arbeitgeber anerkennen das Recht von Sexarbeiter*innen an, sexuelle Praktiken und  

   Sexualpartner ablehnen sowie die Arbeit jederzeit ohne Vorankündigung kündigen zu  

   dürfen; 

 

Dass es sich hierbei um Abweichungen vom allgemeinen Arbeitsrecht handelt („with a few 

specific rules where necessary“), wird vom belgischen Wirtschaftsminister unumwunden 

eingeräumt.13 

 

Erst bei einer Beschäftigung auf Grundlage eines so definierten Arbeitsverhältnisses stehen 

den Sexarbeiter*innen all jene sozialen Rechte zu, die auch anderen Beschäftigten gewährt 

                                                           
12 Die in diese Zusammenhang insbesondere von „Sexworker-Rights-Organisationen“ wiederholt vertretene 

Behauptung, Sexarbeiter*innen seinen vor allem eine mehrfach diskriminierte, stigmatisierte und hochgradig 

vulnerable Gruppe, die Hoch-Risiko-Aktivitäten betreibe, dürfte ebenfalls kaum geeignet sein den Eindruck zu 

erwecken, man habe es hier mit einer Berufsgruppe zu tun, die eine rechtliche Gleichbehandlung mit anderen 

Berufen verdiene.  
13 Vgl. 'Same rights as other jobs': Belgium introduces employment contracts for sex workers, 26.06.2023, 
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-
contracts-for-sex-workers 

https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers


9 
 

werden: Beiträge zur Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung; Jahresurlaub, 

Mutterschaftsurlaub, Streikrecht etc.   

 

Die mit dem Sozial-Statut verknüpften speziellen Bedingungen, unter denen nach 

Vorstellung der belgischen Regierung allein eine abhängige Beschäftigung in der Prostitution 

zukünftig stattfinden darf, stellen allesamt Kontrollanlässe dar. Sie deuten auf eine 

mögliche Zunahme von Kontrollen hin, die auf der Grundlage einheitlicher Standards und 

Vorgaben nunmehr effektiver vonstattengehen könnten. 

 

(5) „Entkriminalisierung“ als  Mittel zur effektiveren Bekämpfung von Menschenhandel 

 

Es ist daher kaum verwunderlich, wenn im Zusammenhang der Debatten um die belgische 

„Entkriminalisierung“ von Prostitution auf mehr und erleichterte Kontrollen im 

Prostitutionsgewerbe sowie im Gefolge dessen auf eine vermehrte Aufdeckung von 

„Menschenhandel“ spekuliert wird: 

 
 “According to Van Quickenborne, this will make it easier to act against human trafficking 

 and sexual exploitation.”14  
 

 “We need to keep making clear that decriminalisation is a means of fighting human 

 trafficking.”15 (Daan Bauwens, Direktor von Utsopi/Belgien).  
 

 “Decriminalisation will provide a clear framework with minimum conditions that can be 

 controlled, so that problematic situations will be detected more quickly,” a Justice 

 Ministry spokesperson said in emailed comments.”16 

 “Giving a status to voluntary prostitution, considering it a job with rigths and durties, is the 

 best way to tackle forced prostitution, said. Mr. Van Quickenborne.”17 
  

 “The advertising platforms are actually expected to work together with the police, which 

 Utsopi is really in favour of. The biggest one in Belgium was already collaborating with police 

 and the smaller ones will now do the same.”18 

 

Die größten Unterstützer der angeblich auf „Entkriminalisierung“ von Prostitution zielenden 

Politik waren folglich (was nicht weiter verwundert) die Polizei und die „Menschenhandels“-

Lobby: 
 

 “In Belgium, we had the support of the federal prosecutors, the local and federal police, 

 together with the three federally recognised centres for aid to victims of human trafficking. 

 This helped us in convincing the public and policy makers.”19 
 

Die nach wie vor abolitionistische Motivation hinter der angeblichen „Entkriminalisierung“ von 

Prostitution in Belgien ist unverkennbar. So passt es durchaus, wenn über den belgischen 

Wirtschaftsminister berichtet wird: 

                                                           
14 Vgl. Belgium to decriminalise sex work, 28.02.2022, https://cne.news/article/739-belgium-to-decriminalise-
sex-work 
15 In Conversation With: Utsopi, Belgium, 4.4.2022, 
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi 
16 How COVID-19 helped sex workers in Belgium make history, 31.05.2022, 
https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF 
17 Belgium decriminalizes sex work, 2.6.2022, 
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-
work_5985486_4.html 
18 In Conversation With: Utsopi, Belgium, 4.4.2022, 
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi 
19 In Conversation With: Utsopi, Belgium, 4.4.2022, 
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi 

https://cne.news/article/739-belgium-to-decriminalise-sex-work
https://cne.news/article/739-belgium-to-decriminalise-sex-work
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi
https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-work_5985486_4.html
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-work_5985486_4.html
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi
https://www.eswalliance.org/in_conversation_with_daan_and_lais_utsopi
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 „He stressed that while this step is ‘in no way’ meant to encourage prostitution, it does 

 provide a framework to better regulate it.”20 
 

In Belgien wird die Zahl der in der Prostitution tätigen Sexarbeiter*innen aktuell geschätzt mit 

einer großen Bandbreite: Die Zahlen bewegen sich zwischen einem Minimum von 3.000 und 

einem Maximum von 27.000.21 Verschwindend gering ist demgegenüber die Zahl der 

angezeigten Opfer von „Menschenhandel“ zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung in Belgien 

mit seinen insgesamt 11,5 Mio. Einwohnern. Folgt man den Angaben der europäischen 

Statistikbehörde EUROSTAT, so stellt sich die Sachlage wie folgt dar: 

 
Tabelle 02: Registrierte Opfer von Menschenhandel zu sexueller Ausbeutung in Belgien22 

 
 

Nr. 
 

Jahr 
Zahl der registrierten 

Menschenhandels-Opfer 
Menschenhandels-Opfer 

auf 1 Mio. Einwohner 

01 2012 52 4,5 

02 2013 37 3,2 

03 2014 43 3,7 

04 2015 44 3,8 

05 2016 48 4,2 

06 2017 55 4,8 

07 2018 33 2,9 

08 2019 52 4,5 

09 2020 26 2,3 

10 2021 26 2,3 

 

Nimmt man – konservativ geschätzt – die Zahl von 7.000 Sexarbeiter*innen zur Grundlage, 

so sind im Schnitt pro Jahr gerade einmal 0,6 % aller in Belgien tätigen Sexarbeiter*innen 

mutmaßliche Opfer von „Menschenhandel“. Mit anderen Worten: Über 99 % der in Belgien 

tätigen Sexarbeiter*innen sind davon überhaupt nicht betroffen.  

 

Aller Erfahrung nach erweisen sich am Ende nur rund 20 %23 der im Schnitt 41 

mutmaßlichen Menschenhandels-Opfer pro Jahr als gerichtlich bestätigte Geschädigte 

dieses Delikts. Nichtsdestotrotz nimmt die belgische Politik mit Verweis auf diese Hand voll 

Personen die gesamte Berufsgruppe der Prostituierten in Geißelhaft, was die in Europa und 

Amerika interessiert betriebene moralische Panik im Namen von „Menschenhandel“ und 

deren ideologische Instrumentalisierung unter Beweis stellt. 

                                                           
20 Vgl. 'Same rights as other jobs': Belgium introduces employment contracts for sex workers, 26.06.2023, 
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-
contracts-for-sex-workers 
21 “There are at least 7,000 sex workers in Belgium practicing in a “visible” way, according to the Utsopi 
collective. Other estimates suggest 20,000 or even 25,000 workers, women in nine cases out of ten.” Vgl. 
Employment contract and social protection for Belgian prostitutes and prostitutes, 24.6.2023, 
https://time.news/employment-contract-and-social-protection-for-belgian-prostitutes-and-prostitutes/ 
“There are 3,000 sex workers in Belgium, according to official estimates, and seven or eight times more 
according to studies conducted in the field.”, 2.6.2022, Belgium decriminalizes sex work, 
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-
work_5985486_4.html;  “Über 27.000 Sexarbeitende sind in Belgien tätig.”, 13.10.2022, zit. Nach: Vortrag des 
belgischen Justizministers Herrn Vincent Van Quickenborne beim ESWA, https://bsd-
ev.info/tag/europaeischer-kongress/ 
22 Vgl. Eurostat, Trafficking in human beings statistics, Januar 2023,  
 https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/CRIM_THB_VEXP/default/table?lang=en 
23 In Deutschland lag die die Verurteilungsquote, d.h. der Anteil der Verurteilungen bezogen auf die 
angezeigten Täter, im Jahr 2020 bei ‚Menschenhandel‘ bei 11 %, im Falle von ‚Zwangsprostitution‘ bei 20 %. 
Vgl.: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/02-KRIMINALIT%C3%84TS-REPORT-2022-1.pdf 
 S. 44 

https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://time.news/employment-contract-and-social-protection-for-belgian-prostitutes-and-prostitutes/
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-work_5985486_4.html
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/06/02/belgium-decriminalizes-sex-work_5985486_4.html
https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/
https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/CRIM_THB_VEXP/default/table?lang=en
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/02-KRIMINALIT%C3%84TS-REPORT-2022-1.pdf
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„Entkriminalisierung“ à la Belgien: Ein kritisches Fazit 

 

Auch die in Belgien aktuell betriebene Prostitutionsreform fußt mithin auf dem hohlen 

Konstrukt der „Menschenhandels“-Ideologie sowie der Vorstellung, die Bekämpfung von 

Menschenhandel sei die maßgebliche Richtschnur dafür, in welchem Umfang man 

Sexarbeiter*innen Rechte zubilligen dürfe. 

 

Vor diesem Hintergrund glaubt die belgische Politik, den Rest Europas über die Vorteile der 

belgischen Variante der ‚Entkriminalisierung‘ und die generellen Nachteile einer 

‚Legalisierung‘ von Prostitution belehren zu müssen24: 
 

 „Die Legalisierung, so gut sie in verschiedenen Ländern auch gemeint sein mag, beginnt auf 

 dem falschen Fuß: Sie sagt den Sexarbeiter*innen, dass sie außerhalb der Legalität stehen. 

 Aber wenn sie sich an bestimmte Regeln halten, können sie den Schutz unseres Gesetzes 

 genießen. Die Entkriminalisierung hingegen kehrt dieses Paradigma um. Sexarbeiter*innen 

 genießen immer den vollen Schutz des Gesetzes, es sind immer nur Missbrauch und 

 Ausbeutung von Sexarbeiter*innen, die außerhalb des Gesetzes stehen.“25 
 

Ein genauerer Blick auf das angebliche „Paradigma“ der belgischen Entkriminalisierungs-

Variante kommt jedoch zu einer etwas nüchtereren Einschätzung ihrer tatsächlichen 

Bedeutung. Und sie kommt zu vorsichtigeren Schlussfolgerungen, was die pauschale 

Ablehnung einer Legalisierung von Prostitution betrifft.  

 

Unsere Kritik lässt sich in fünf Punkten zusammenfassen: 

 

(1) Entkriminalisierung von Prostitution als PR-Gag 

 
 ● „Belgium is the first country in Europe to decriminalize sex work.”26 ● “Activists say the 

 coronavirus pandemic was the catalyst for parliament's March vote to remove sex work from 

 the penal code..”27 ● “Since 1 June last year, sex work is no longer prohibited in Belgium.”28 

 ● “As Belgium is also removing sex work from its penal code, the country is now the first in 

 Europe, and the second in the world, to officially decriminalise sex work.”29 ● “Seit der 

 Streichung der Sexarbeit aus dem Strafgesetzbuch können Sexarbeiter*innen in unserem 

 Land endlich legale Verträge mit einer Bank, einem Steuerberater, einem Fahrer, einem 

 Anwalt, einem Vermieter abschließen, denn nach dem alten Strafrecht liefen diese Personen, 

 die ich erwähnt habe, formell Gefahr, strafrechtlich verfolgt zu werden.“30 

                                                           
24 Van Quickenborne: „Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ganz klar sagen: Jedes Land in Europa sollte 
Sexarbeit entkriminalisieren.“ (Oktober 2022) 
25 zit. nach: https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/; Dort erklärte der belgische Justizminister u.a. : 
„Legalisierung funktioniert unserer Meinung nach nicht, weil sie spezifische Regeln und Vorschriften für einen 
Sektor erfordert. Und so widersinnig es auch erscheinen mag, die Erfahrungen in anderen Ländern haben 
gezeigt, dass dies dazu führt, dass zu viele Sexarbeiter*innen in der Illegalität bleiben. Denn diese Regeln 
schaffen zusätzliche Hindernisse.“  
26 Vgl. Justizminister Van Quickenborne , zit. nach: Belgium decriminalizes Prostitution, 23.03.2022, 
https://reason.com/2022/03/23/belgium-decriminalizes-prostitution/ 
27 Vgl.: How COVID-19 helped sex workers in Belgium make history, 31.05.2022, 
https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF 
28 Vgl. 'Same rights as other jobs': Belgium introduces employment contracts for sex workers, 26.06.2023, 
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-
contracts-for-sex-workers 
29 Vgl.: Belgium's updated sexual criminal law has come into effect: what has changed?, 2.06.2022, 
https://www.brusselstimes.com/231594/belgiums-updated-sexual-criminal-law-takes-effect-today-what-
changes 
30 Aussage des belgischen Justizministers, 13.10.2022, zit. nach: https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-
kongress/ 

https://www.brusselstimes.com/211351/historic-reform-belgium-first-in-europe-to-officially-decriminalise-sex-work
https://www.brusselstimes.com/211351/historic-reform-belgium-first-in-europe-to-officially-decriminalise-sex-work
https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/
https://reason.com/2022/03/23/belgium-decriminalizes-prostitution/
https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/572721/same-rights-as-other-jobs-belgium-introduces-employment-contracts-for-sex-workers
https://www.brusselstimes.com/231594/belgiums-updated-sexual-criminal-law-takes-effect-today-what-changes
https://www.brusselstimes.com/231594/belgiums-updated-sexual-criminal-law-takes-effect-today-what-changes
https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/
https://bsd-ev.info/tag/europaeischer-kongress/
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Da Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen in Belgien bereits vor der 

Gesetzesänderung vom 18. März 2022 keinem gesetzlichen Verbot unterlagen und 

Prostitutionstätigkeit als solche strafrechtlich nicht kriminalisiert wurde, erweist sich die 

öffentlichkeitswirksame Behauptung, man habe Sexarbeit nun aus dem Strafrecht entfernt, 

als taktisch motivierte Unwahrheit. Schließlich kann man nicht entkriminalisieren, was 

offiziell nicht als kriminell eingestuft wurde. Seit der Strafrechtsreform von 1995 war zudem 

die Zurverfügungstellung von Orten zur Prostitutionsausübung unter der Vorgabe, dass keine 

„abnormalen Gewinne“ erzielt werden, legal und hatte wie z. B. in Antwerpen staatlich 

lizensierte Bordelle zur Folge.  

 

Somit erweist sich die Rede von der „Entkriminalisierung“ der Sexarbeit als sachlich 

unzutreffende Aussage, um dem eigenen politischen Handeln mehr Glanz zu verleihen. 

 

(2) Pseudo-Entkriminalisierung von Prostitution 

 

Kriminalität sollte, wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen, selbstredend auch im 

Prostitutionsgewerbe bekämpft werden. Die berechtigte Forderung der internationalen 

Hurenbewegung war jedoch stets, dass dies jenseits eines prostitutionsspezifischen 

Sonderstrafrechts zu erfolgen habe. Spezielle prostitutionsbezogene Straftatbestände wie 

„Zuhälterei“ oder „Menschenhandel“ zum Zweck „sexueller Ausbeutung“ etc. sollten mit 

allgemeinen Strafrechts-Paragrafen geahndet werden, da diese Delikte ihren Ursprung gar 

nicht in der Prostitution als solcher haben,  

 

Diesen wahrhaft historischen Schritt hat Belgien jedoch überhaupt nicht unternommen. Im 

Gegenteil, man hat die einschlägigen Straftatbestände präzisiert und rühmt sich aufgrund 

dessen sogar einer effektiveren Strafverfolgung im Bereich der Prostitution. Darüber hinaus 

wurden gewerbliche Aktivitäten (wie z. B. Werbung für Prostitution) weiterhin im Strafrecht 

belassen, anstatt sie im Arbeits-, Gewerbe- oder Zivilrecht zu regeln. Auch die Bekämpfung 

von „Ausbeutung“ – ob in der Prostitution oder anderswo – ist nicht in erster Linie eine Sache 

des Strafrechts.  

 

Wenn zudem im Rahmen von „Zuhälterei“ und „Menschenhandel“ Handlungen unterhalb der 

Schwelle der Nötigung – z. B. im Hinblick auf das „Ausnutzen vulnerabler Situationen“ – als 

strafbar gelten, so ist keinesfalls sichergestellt, dass freiwilliges Handeln in der Prostitution 

von Strafandrohungen ausgeschlossen bleibt.  

 

Wer also nichtsdestotrotz eine ganze Reihe, ausdrücklich mit Prostitution in Zusammenhang 

gebrachter Handlungen als gesonderte Delikte im Strafrecht belässt, muss sich den Vorwurf 

einer Pseudo-Entkriminalisierung gefallen lassen. Vor dem Hintergrund der zumeist sehr 

geringen Zahl angeblich prostitutionsspezifischer Fälle von Kriminalität31 erweist sich die 

Beibehaltung angeblich prostitutionsspezifischer Strafdelikte nicht nur als Fortschreibung der 

bisherigen Kriminalisierung von Prostitution, sondern auch als deren fortgesetzte 

Stigmatisierung. 

 

(3) Herunterspielen von de-facto-Legalisierungen jenseits der „Entkriminalisierung“  

     im Strafrecht 

 

Die öffentliche Darstellung, man habe es im Falle der Reform der belgischen 

Prostitutionsgesetzgebung ausschließlich mit einer an die Stelle der Legalisierung 

                                                           
31 Siehe die Angaben zur Zahl der Menschenhandelsfälle in Belgien auf S. 10 
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getretenen ‚Entkriminalisierung‘ zu tun, erweist sich bei näherem Hinsehen als 

Augenwischerei.  

 

Schließlich war die belgische „Entkriminalisierung“ von Prostitution begleitet von einer im 

Februar 2022 erfolgten Änderung im Zivilrecht (Gültigkeit von Verträgen mit 

Sexarbeiter*innen). Und auch das geplante Sozialstatut, das Sexarbeiter*innen 

Arbeitsverträge mit der Möglichkeit sozialer Schutzrechte in Aussicht stellt, ist keine 

strafrechtliche Angelegenheit, sondern eine neue Regelung jenseits des Strafrechts. 

 

Tatsache ist mithin, dass es sich im Falle der 2022 begonnenen Reform der 

Prostitutionsgesetzgebung gar nicht um eine ausschließliche Angelegenheit der 

Entkriminalisierung handelt, sondern um eine darüber hinausgehende Politik, die notwendig 

legalisierende Maßnahmen beinhaltet.    

 

(4) Ideologisch motivierte Behauptung eines Gegensatzes zwischen  

     ‚Entkriminalisierung‘ und ‚Legalisierung‘ der Prostitution 

 

Wenn es sich bei der Reform der belgischen Prostitutionsgesetzgebung aber tatsächlich um 

ein Ineinandergreifen entkriminalisierender und legalisierender Maßnahmen handelt, so 

erweist sich die Behauptung eines angeblichen Gegensatzes zwischen ihnen bzw. die Rede 

von einer vermeintlichen Nachteiligkeit jeglicher Legalisierung von Prostitution als eine 

offenbar nicht in der Sache, sondern vielmehr ideologisch begründete Position.  

 

Von der tatsächlichen und notwendigen Verknüpfung beider Konzepte wird damit abgelenkt 

und stattdessen ein künstlicher Gegensatz zwischen beiden behauptet, obwohl das eigene 

politische Handeln dieser Darstellung widerspricht. 

 

(5) Entkriminalisierung als Mittel effektiverer Verbrechensbekämpfung statt als Mittel  

     einer rechtlichen Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Berufen 

 

In ihrer belgischen Variante erweist sich die Entkriminalisierung von Prostitution – trotz 

gegenteiliger öffentlicher Bekundungen – vor allem als Mittel einer effektiveren 

Kriminalitätsbekämpfung im Prostitutionsgewerbe.32 Damit wähnt man sich überlegen 

gegenüber all jenen Ansätzen, die sich auf die gescheiteren Konzepte einer Komplett-

Kriminalisierung des Prostitutionsgewerbes oder aber auf das unwägbare Konzept einer in 

seinem Umfang unüberschaubaren Kundenkriminalisierung nach dem ‚Nordischen Modell‘ 

beziehen. 

                                                           
32 Diese funktional ausgerichtete, Prostitution instrumentalisierende Sichtweise ist keine exklusiv belgische 
Spezialität, sondern wird mittlerweile von einer ganzen Reihe weltweit agierender Organisationen vertreten: 
„Wie andere internationale Organisationen, etwa Anti-Slavery International oder die Internationale 
Arbeitsorganisation ILO ist Amnesty International aufgrund ihrer Analysen zum Schluss gekommen, dass sich 
Menschenhandel weltweit besser bekämpfen lässt, wenn das Gewerbe entkriminalisiert ist. Wenn Sexarbeit 
keine Straftat ist, haben SexarbeiterInnen auch bessere Möglichkeiten, sich zusammenzuschließen, ihre Rechte 
wahrzunehmen und Übergriffe zu melden.“ Vgl.: Warum Amnesty die Prostitution entkriminalisieren will, 2015, 
https://www.amnesty.ch/de/themen/frauenrechte/dok/2015/warum-amnesty-die-prostitution-
entkriminalisieren-will.  
Neben den genannten Organisationen favorisieren auch UN-Organisationen wie UNODC (United Nations Office 
on Drugs and Crime), UNAIDS (Joint United Nations Programme on HIV/AIDS), der UN Special Rapporteur on 
the right to health, die Weltgesundheitsorganisation WHO sowie international agierende Anti-
Menschenhandels-Organisationen wie etwa La Strada International, die Global Alliance Against Traffic in 
Women (GAATW), Freedom Network USA sowie Human Rights Watch und die von dem Investor George Soros 
gegründete Open Society Foundations eine Politik der Pseudo-Entkriminalisierung von Prostitution. 

https://www.amnesty.ch/de/themen/frauenrechte/dok/2015/warum-amnesty-die-prostitution-entkriminalisieren-will
https://www.amnesty.ch/de/themen/frauenrechte/dok/2015/warum-amnesty-die-prostitution-entkriminalisieren-will
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In dem unter dem Aspekt der Migrationskontrolle für strategisch bedeutsam erachteten 

Kampf gegen Menschenhandel belässt man es bei einer Pseudo-Entkriminalisierung von 

Sexarbeiter*innen, die man als kleineres Übel billigend in Kauf nimmt. 

 

Die neo-abolitionistische Position des „Nordischen Modells“ wird dabei nicht etwa als 

unzulässiger Angriff auf die soziale, ökonomische und berufliche Existenz von 

Sexarbeiter*innen zurückgewiesen. Dagegen hat man offenbar nicht viel einzuwenden. 

Vielmehr erscheint das neo-abolitionistische Konzept der Kundenkriminalisierung als 

„radikal-feministisch“ motivierte, konkurrierende Variante einer Verbrechensbekämpfung, mit 

der man zwar das Ziel, nicht aber die Mittel teilt. 

 

Die gemeinsame Abneigung und Stimmungsmache gegen die Legalisierung von 

Prostitution vereint die Verfechter*innen einer bloßen Pseudo-Entkriminalisierung von 

Prostitution mit den radikaler auftretenden Abolitionisten*innen. Insofern erweist sich die 

Politik der Pseudo-Entkriminalisierung als Abolitionismus im Schafspelz. 

 

Reaktionen in Deutschland 

 
 “Sex workers and campaigners say that the true impact of decriminalisation will not be clear 

 for a couple of years.”33 

 

Während sich in Belgien die von der neuen Prostitutionspolitik Betroffenen weitgehend 

bedeckt halten, hat man hierzulande umgehend Verständnis und Sympathie für das Konzept 

der Pseudo-Entkriminalisierung bekundet. Dazu reichen allein schon die auf der Hand 

liegenden Unterschiede zur Kundenkriminalisierung nach dem „Nordischen Modell“. 

 

So favorisiert der Berufsverband für sexuelle und erotische Dienstleistungen (BesD) 

bereits ein Stufenmodell, in dem der ‚Entkriminalisierung‘ Priorität gegenüber einer 

‚Legalisierung‘ von Prostitution eingeräumt wird: 
 

 „Entkriminalisierung beschreibt die vollständige Abschaffung aller Gesetze, die 

 Sexarbeiter*innen kriminalisieren oder auf andere Weise zur Ungleichbehandlung mit 

 anderen Branchen führen. Die vollständige Entkriminalisierung von Sexarbeit ist die 

 Voraussetzung für die legale Anerkennung von Sexarbeit.“34 
 

In punkto ‚Legalisierung‘ herrscht mittlerweile überwiegend Skepsis: 
 

 „Legalisierung beschreibt die Schaffung neuer Gesetze und Vorschriften, um Sexarbeit 

 staatlich zu regulieren und zu kontrollieren. Beispiele hierfür sind: Erlaubnispflicht, 

 Kondompflicht, Hurenausweis. Das Ziel von Legalisierung ist die staatliche Regulierung und 

 Kontrolle von Sexarbeit. Eine Legalisierung kann zur Einhaltung klar definierter Vorschriften 

 eine höhere Rechtssicherheit bieten. Jedoch wird Sexarbeit durch Sondergesetze auch als 

 grundsätzlich zu kontrollierende und potentiell kriminelle Berufsgruppe diskriminiert. Alle 

 Sexarbeiter*innen, die sich staatlichen Kontrollen nicht unterwerfen wollen oder können, 

 werden illegalisiert.“35 
 

                                                           
33 How COVID-19 helped sex workers in Belgium make history, 31.05.2022, 
https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF 
34 Vgl.: https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/verband/positionen-und-forderungen/  
Schon die Begrifflichkeit ist Murks: Was soll eine „legale Anerkennung“ von Sexarbeit sein? Gibt es auch eine 
„illegale Anerkennung“ von Sexarbeit? Was den Umfang einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von 
Sexarbeit betrifft, schweigt man sich aus. 
35 ebenda 

https://www.reuters.com/article/belgium-sexwork-decriminalisation-idUSL5N2X54FF
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/verband/positionen-und-forderungen/
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In einem Kommentar des BesD zur belgischen Reform der Prostitutionsgesetzgebung wird 

der von den belgischen Akteuren präsentierten Selbstdarstellung unkritisch gefolgt und all 

das hineingelesen, was man gerne hätte.36 
 

 „In Deutschland herrscht Legalität nicht Entkriminalisierung, was bedeutet, dass 

 Sexarbeitende für viele schwer umzusetzenden Regeln folgen müssen, um legal zu arbeiten 

 zu können. Da diese Regeln von vielen Sexarbeitenden nicht befolgt werden können, aus 

 Angst vor Outing, Diskriminierung oder wegen fehlendem Aufenthaltsstatus, führen diese 

 Sondergesetze zur Kriminalisierung großer Teile der Sexarbeitenden. Dies bedeutet im 

 Umkehrschluss, dass nur ein Teil der Sexarbeit in Deutschland tatsächlich komplett legal tätig 

 ist. Dadurch sind Sexarbeiter*innen als Ganzes in Deutschland leichter von sozialer 

 Teilhabe ausgeschlossen und von Gewalt betroffen. Sie sind leichter kriminalisiert, 

 stigmatisiert und mit Straftaten assoziiert, als in Belgien seit der Gesetzesänderung.“37 
 

Man sieht: Die in Belgien vorexerzierte Entgegensetzung der ‚Entkriminalisierung‘ und 

‚Legalisierung‘ von Prostitution wird vom BesD ohne Prüfung kritiklos übernommen. Es fehlt 

nicht viel, und der BesD schwört dem Ziel einer ‚Legalisierung‘ von Prostitution gänzlich ab. 

Das könnte dann heiter werden, wenn es im Zusammenhang der Evaluation des 

Prostituiertenschutzgesetzes darum geht, die prostitutionspolitischen Karten auf den Tisch 

zu legen. 

 

Auch beim Bundesverband sexuelle Dienstleistungen (BSD) kommt die belgische 

Entwicklung gut an. Der Bundesregierung signalisiert man schon mal, dass man von der 

hiesigen Legalisierung der Prostitution nicht allzu viel hält (was die Abolitionisten freuen 

dürfte), von der belgischen Entkriminalisierung dagegen viel:   
 

 „Belgien entkriminalisiert die Prostitution und ist damit das erste europäische Land, das dies 
 tut. Damit ist Belgien einen neuen Weg gegangen, weg von starken Regulationen (wie z. 
 B. in Griechenland und Deutschland) oder einem Verbot des Sexkaufes und der Bestrafung 
 von Kunden (wie z. B. in Schweden und Norwegen)…. Dieser Erfolg muss uns tragen und 
 motivieren, auch in Deutschland endlich einen Schritt weiterzukommen hin zur 
 Gleichberechtigung mit anderen Gewerben. Hier haben wir große Erwartungen an die neue 
 Regierung und fordern nach wie vor einen Runden Tisch Prostitution auf Bundesebene. 

 Belgien hat es vorgemacht. Das sollten wir in Deutschland doch auch hinkriegen!“38 

 

 

Schlussbemerkung 

 

Das Konzept der Pseudo-Entkriminalisierung von Prostitution ist keine Erfindung der 

belgischen Politik. Eine solche Prostitutionspolitik, die sich gern als eine Art „dritter Weg“ 

jenseits von ‚Legalisierung‘ und (Kunden-)‚Kriminalisierung‘ der Prostitution ins Spiel bringt, 

ist spätestens seit der Ausrichtung von Amnesty International im Jahre 2015 der sich immer 

mehr Geltung verschaffende Mainstream in der Prostitutionspolitik.  

 

An die Stelle einer ‚Legalisierung‘, die noch das ganze Prostitutionsgewerbe im Blick hatte, 

tritt immer mehr eine auf einzelne Individuen fokussierte, „Menschenrechts-basierte“ Politik 

                                                           
36 „Durch die Entkriminalisierung und damit einhergehende gesetzliche Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit, 
wird Sexarbeit also aus dem Strafgesetzbuch gestrichen und stattdessen ein arbeitsrechtlicher Rahmen für 
Sexarbeit geschaffen werden.“ Vgl.: „Erst Belgien und Neuseeland, als nächstes Deutschland? 
Entkriminalisierung und Legalisierung – was der Unterschied ist“, 10.01.2023, https://www.berufsverband-
sexarbeit.de/index.php/2023/01/10/erst-belgien-und-neuseeland-als-naechstes-deutschland-
entkriminalisierung-und-legalisierung-was-der-unterschied-ist/ 
37 ebenda 
38 Vgl.: Belgien entkriminalisiert Prostitution, https://bsd-ev.info/belgien-entkriminalisiert-prostitution/ 

https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2023/01/10/erst-belgien-und-neuseeland-als-naechstes-deutschland-entkriminalisierung-und-legalisierung-was-der-unterschied-ist/
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2023/01/10/erst-belgien-und-neuseeland-als-naechstes-deutschland-entkriminalisierung-und-legalisierung-was-der-unterschied-ist/
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2023/01/10/erst-belgien-und-neuseeland-als-naechstes-deutschland-entkriminalisierung-und-legalisierung-was-der-unterschied-ist/
https://bsd-ev.info/belgien-entkriminalisiert-prostitution/
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der ‚Entkriminalisierung‘39 nach dem Motto: „Schutz für vulnerable Sexarbeiter*innen statt 

rechtliche Gleichberechtigung für eine Berufsgruppe“.40 

 

Sofern sich die mittlerweile zur „vulnerablen Gruppe“ avancierten Prostituierten darauf 

einlassen und auf eine umfängliche rechtliche Gleichstellung verzichten, wird ihnen als 

Ersatz gerne auch mal (verbale) „Anerkennung“ und „Respekt“ zuteil.41 Dieser neue 

Mainstream gibt sich progressiv und zeitgeistig, indem er die Öffentlichkeit mit Begriffs-

Spielereien wie der Ersetzung von ‚Prostituierte‘ / ‚Prostitution‘ durch ‚Sexarbeiter*in‘ / 

‚Sexarbeit‘ reichlich Stoff zur Unterhaltung bietet und ein großes Herz für gesellschaftliche 

Diversität zur Schau stellt – während die tatsächlichen Umstände der Prostitutionsausübung 

nicht vom Fleck kommen oder sich sogar merklich verschlechtern. 

 

Man wird die belgische Entwicklung sicherlich im Auge behalten müssen, ob sie 

gegen solche Tendenzen tatsächlich gefeit ist. Das darf aus jetziger Sicht mit Fug und 

Recht bezweifelt werden.42 Die in Deutschland vorfindliche Hurra-Mentalität gegenüber 

der Pseudo-Entkriminalisierung von Prostitution und die wohlfeile Zurschaustellung 

der eigenen Distanzierung gegenüber einer Legalisierung von Prostitution sind 

jedenfalls alles andere als hilfreich, wenn es darum geht, die Rechte von 

Sexarbeiter*innen in der Prostitution entschieden zu vertreten. 

                                                           
39 Vgl.: “Amnesty International’s policy does not call for “legalization”, which involves not only 
decriminalization, but development and enforcement of additional specific laws and policies aimed 
at regulating sex work, distinct from other employment sectors. Decriminalization focuses more on 
individuals involved in the sex sector, whereas legalization is associated with structuring the industry 
itself. Along those lines, Amnesty International’s policy is concerned with the realization of the 
human rights of individuals who sell sex.” zit nach: Explanatary Note on Amnesty International’s Policy on State 
Obligations to Respect, Protect and Fulfil the Human Rights of Sex Workers, 26.05.2016, 
https://www.amnesty.org/en/documents/pol30/4063/2016/en/ 
40 Sexarbeiter*innen gelten Amnesty International als “one of the world’s most marginalized, vulnerable and 
stigmatized groups of people”. (S. 4) “Sex workers suffer high rates of violence and abuses worldwide, and are 
highly vulnerable to human rights violations.” (S. 9) zit nach: Sex Workers at Risk, 2026, 
https://www.amnesty.org/en/documents/pol40/4061/2016/en/ 
41 Das ist in etwa so wie das Geklatsche für die Pflegekräfte in Krankenhäusern während der Covid-19 Pandemie 
42 Die Arbeitsverträge auf Grundlage eines Sozial-Statuts für Sexarbeiter*innen sind alles andere als in 
trockenen Tüchern. Das noch fehlende, ergänzende Gesetz zur „Entkriminalisierung“ von 2022 ist nun nicht 
mehr Teil einer Sexualstrafreform, für die sich noch genügend Stimmen im belgischen Parlament fanden, um 
die famose „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit nebenbei mit durchzuwinken. Die Wahrscheinlichkeit dass das 
Projekt der Entkriminalisierung – vor allem in der kommunalen Praxis – ein Torso bliebt, dürfte mithin groß 
sein.  

https://www.amnesty.org/en/documents/pol30/4063/2016/en/
https://www.amnesty.org/en/documents/pol40/4061/2016/en/

